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Unfähigkeit und Schwachenstellen der Regierung 
 
(Inforpress 9.3.01).- Die hartnäckigen Putschgerüchte, die in den ersten Märztagen in der Luft lagen, waren die perfekten 
Zutaten, um einmal mehr die Schwäche der Regierung des Präsidenten Alfonso Portillo, die Unfähigkeit der Zivilgesellschaft, 
angemessen darauf zu reagieren und die Stärke des Einflusses der Internationalen Gemeinschaft aufzuzeigen. Obwohl die 
Zeichen für einen realen Staatsstreich sehr günstig standen, verhinderten doch die bedingungslose Unterstützung der Interna-
tionalen Gemeinschaft und eines Teils der Militärs, dass er durchgeführt wurde. Zweifellos haben auch die, wenn auch gerin-
gen Erfolge, die die Zivilgesellschaft erringen konnte und die Tatsache, dass Portillo einige fachlich fähige, für politische 
Entscheidungen aber schwache Leute um sich geschart hat, dazu beigetragen, dass ein Staatsstreich verhindert wurde. 
Es sieht so aus, als ob das Chaos der Unregierbarkeit der letzten Wochen ein Resultat der ökonomischen Maßnahmen des 
Präsidenten sind, auch nicht zu vergessen die ständigen Auseinandersetzungen um Korruptionsvorwürfe gegen den Minister 
für Kommunikation, Infrastruktur und Bauwesen (MICIVI), Luis Rabbé. Eingespannt von den Neuen UnternehmerInnen, 
persönliche Freunde, die ihren Nutzen aus den Antimonopolkämpfen gezogen haben, hat sich der Präsident politisch ver-
ausgabt und der Opposition ein Ass für die nächsten Wahlen in die Hände gespielt. 
Dazu kommt noch die Krise im Finanzsektor, die in der Intervention durch die Bankenaufsichtsbehörde bei drei Banken 
gipfelte, von denen zwei im Besitz von Francisco Alvarado Macdonald sind, die ihren vorläufigen Höhepunkt im Rücktritt des 
Finanzministers Manuel Maza Castellanos fand. 
Diese Vorkommnisse wurden nicht nur von denjenigen ausgenutzt, die ein Interesse haben, das Land zu destabilisieren, son-
dern auch von den (Rios Montt getreuen, Anm. d. Red.) Abgeordneten der FRG, die sich daran machten, das Geschäfts-
ordnungsgesetz des Kongress derart abzuändern, um unbeschadet aus dem sogenannten "Guaro-Gate" herauszukommen. 
Einige Gesellschaftsanalytiker haben schon Ähnlichkeiten mit den Vorkommnissen während der Regierungszeit von Jorge 
Serrano Elías und in kleinerem Maße auch zu der Regierung von Vinicio Cerezo Arévalo festgestellt, zumindest was das 
Fehlen einer echten Führungsfähigkeit und einer politisch gelungenen Staatsverwaltung angeht, ganz zu schweigen von den 
Persönlichkeiten aus dem Umkreis der Militärs.  
 
 
Der Domino-Effekt 
 
Der Verschleiß der Regierung nach 13 Monaten Amtszeit ist 
unübersehbar. Auch wenn es vorher schon Krisen gegeben 
hat: diese scheint die schwierigste zu sein, da so viele ver-
schiedene gesellschaftliche Bereiche involviert sind. Der Fi-
nanzsektor befindet sich nicht in bester Verfassung, denn im 
vergangenen Monat musste er die Intervention durch die 
Bankenaufsicht bei drei Banken (zwei davon im Besitz des 
Portillo-Freundes und Wahlkampf-Financiers Alvarado Mac-
donald) über sich ergehen lassen, da diese keine Liquidität 
mehr aufwiesen und kapitale Misswirtschaft betrieben hatten. 
Der UnternehmerInnensektor, der bisher nicht direkt ange-
gangen worden war, musste ‚stillhalten', auch wenn Portillo 
einige Wirtschaftsmaßnahmen ergriffen hatte, die bestimmte 
UnternehmerInnen nicht erfreuten, wie z. B. die Entmonopo-
lisierung im Zucker- und Mehlhandel, bei Düngemitteln, 
Zement und zuletzt die Senkung von Importzöllen für 
Hähnchen und Getränke. 
Die Zerstrittenheit der Regierungspartei FRG brachte die 
Korruption bei den obersten Staatsämtern und in einigen Mi-
nisterien ans Licht. Der bekannteste Fall ist der des Infra-
strukturministers Rabbé, der seine erste Amtsperiode mit dem 
Prädikat von mangelhafter Führung seines Ministeriums ab-
schließt. Außerdem hat sein Einfluss auf Fernseh- und Radio-
sendern zu einer heftigen Schlacht mit der Presse geführt, die  
 

 
in brachiale Auseinandersetzungen mit den Direktoren der 
Prensa Libre und der El Periódico ausuferte.   
Die Sicherheit war nicht die beste Verbündete von Portillo, 
auch wenn sie das überstrapazierte Wahlversprechen seines 
politischen Diskurses war. Die Ermordung von Rechtsanwält-
Innen, andauernde Banküberfälle und das gegen General Otto 
Pérez Molina gerichtete Attentat zeigen die Unfähigkeit der 
Regierung, gegen das organisierte Verbrechen vorzugehen. 
Inmitten dieser Turbulenzen und die Gesamtlage ausnutzend, 
machten sich die Abgeordneten der FRG daran, den Artikel 
16 der Kongressgeschäftsordnung derart zu ändern, dass sie 
nicht mehr von ihren Ämtern entfernt werden könnten auf-
grund ihrer illegalen Abänderung des Gesetzes zur Besteu-
erung alkoholischer Getränke: Der Fall "Guaro-Gate". 
Jedes dieser Elemente trug seinen Teil zu der Gerüchteküche 
bei, es sei ein Staatsstreich im Gange -der dritte bereits in der 
Amtszeit von Portillo- was dann durch klare Verlautbarungen 
der internationalen Staatengemeinschaft gegen Putschabsich-
ten unterbunden wurde. 
Diejenigen, die diese Unruhen erzeugten, bleiben bisher noch 
im Anonymen. Klar ist aber, dass in Guatemala Staatsstreiche 
sich zum modus vivendi gemausert haben. "In den mächtig-
sten Zirkeln der Gesellschaft des Landes sind die zu finden, 
Ex-Putschisten in ihrem Herzen, Leute, denen es nicht passt, 
Steuern zu zahlen und Demokraten zu werden, die die 
einzigen Nutznießer der Schwäche des Staates sind," 
versichert Helen Mack, Leiterin der Stiftung Myrna Mack. 
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Involvierte Mächte 
 
"Warum kam die Putschidee nicht in die Tüte, obwohl doch 
die Krise recht günstig dafür war?" Guillermo Monroy, 
Leiter des erzbischöflichen Pastoralbüros, sagt dazu, man 
müsse dafür drei Bereiche in die Waagschale legen: "Das 
Militär, die Spitzen der Wirtschaft und die US-Regierung." 
Alle drei hätten für die Regierung Portillo eine Lanze ge-
brochen. In Übereinstimmung mit Mack zu diesem Punkt: 
Das Militär sei sich bewusst, dass es benützt worden sei und 
vor allen Dingen möchte es sich jetzt als Institution etablie-
ren. Die Ernennung von Eduardo Arévalo Lacs zum Vertei-
digungsminister durch Präsident Portillo basiere auf gegen-
seitiger Freundschaft und das Interesse vom Minister sei, zu 
beweisen, dass er ein gewilltes Militär in der Hand habe, eine 
verfassungsmäßige Regierung zu stützen, sagte eine Quelle, 
die lieber unerwähnt bleiben möchte. 
Auch die internationale Staatengemeinschaft erwies ihre Un-
terstützung durch die Organisation Amerikanischer Staaten, 
ebenso die Gruppe der befreundeten Länder, die der recht-
mäßigen Regierung ihre Hilfe versicherten. Außerdem gebie-
tet die geopolitische Lage Guatemalas, diesem Land beson-
dere Aufmerksamkeit zu schenken. 
Nachdem die Zivilgesellschaft während des Krieges zum 
Schweigen verurteilt war, macht sie nun ihre ersten Schritte 
und drückt ihre Unzufriedenheit aus wegen der Nichtein-
lösung der Wahlversprechen und kritisiert die Haltung eini-
ger staatlicher Sektoren, das Verhalten im Kongress und die 
Korruption im Falle des Bau- und Infrastrukturministeriums. 
Ein Kommentator merkt an, dass auch die Presse eine wich-
tige Rolle gespielt hat, denn sie hat den gegen die Regierung 
gerichteten Aktionen der "Bewegung für Gerechtigkeit" 
Rückendeckung gegeben. Dabei darf man aber nicht das 
politische Eigeninteresse der Zeitungsdirektoren außer acht 
lassen, die die Konjunktur geschickt genützt haben, um ihr 
Image aufzupolieren. 
Die Analytiker sind der festen Meinung, dass die Bezie-
hungen der Unternehmerschaft zu dieser Regierung beein-
trächtigt sind von einer Gruppe, die neu in das Metier der 
etablierten UnternehmerInnen eingedrungen sind. Diese ver-
sucht unter dem Schutz der Regierung, schmutzige Geschäfte 
zu machen. 

Dies hat den begonnenen Wirtschaftsmaßnahmen gegen die 
Monopole die Ernsthaftigkeit genommen, denn das Ergebnis 
der Auseinandersetzungen ist die Etablierung neuer Monopo-
listen, die aus dem engen Freundeskreis von Portillo stam-
men, meint Monroy. 
Die aktuelle Bankenkrise leitet sich ebenso aus dieser Kon-
stellation ab, denn in dem Bestreben, seine Hand schützend 
über seine Gesinnungsgenossen zu halten, wurde den jewei-
ligen Staatsautoritäten untersagt, bei den Bankinstituten zu 
intervenieren, die schon seit Jahren mit ihrem Kapital spe-
kulierten und in der letzten Zeit wahre Manöver voll-
brachten, um die illegalen Geschäfte ihrer Aktionäre zu 
decken. 
Schlussendlich ist auch die FRG selbst Protagonistin der 
Krise, denn seit ihren Anfängen ist sie in Zerstrittenheit ver-
fangen und die fähigen PolitikerInnen innerhalb der Partei 
kommen nicht zum Zuge. Zum Teil liegt das auch daran, 
dass Portillo eingekeilt ist zwischen dem organisierten Ver-
brechen und den Hardlinern der FRG, die innerhalb der 
Regierung überwiegen, so die Analyse. 
 
Entmutigendes Szenario 
 
Den größten Schaden dieses Konfliktes wird letztendlich das 
Volk davontragen, denn die Kapitalspritzen, die die Bank 
von Guatemala den gefährdeten Instituten geben musste, um 
die Spareinlagen der KontoinhaberInnen zu retten, werden 
langfristig Auswirkungen auf die wirtschaftliche Stabilität 
des Landes haben. Und unterdessen sieht es so aus, als 
würden die Staatsstreichgerüchte die Regierung schwächen 
und die Toleranzgrenzen der Internationalen Staatengemein-
schaft und der Zivilgesellschaft überbeanspruchen. 
Die Analytiker sind sich einig, dass ein Ausweg aus der Kri-
se nur über einen Regierbarkeitspakt, der die nationale Ein-
heit sucht, möglich ist. Außerdem müssten einige Politiker 
abtreten, die nicht nur dem Ansehen der Regierungspartei 
schaden, sondern sich auch auf Kosten des Staates berei-
chern. Allen ist außerdem klar, dass, wenn die Regierung ihr 
bisheriges Kabinett beibehält und weiterhin ohne öffentlich 
nachvollziehbare Politik vor sich hin wurschtelt, im Land das 
politische, wirtschaftliche und soziale Chaos ausbrechen 
wird. 
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San Jorge la Laguna  -  Kompromiss im Landkonflikt 
 

(Guatemala, 12. März)   DieBewohner-
Innen von San Jorge La Laguna in der 
Provinz Sololá haben mit Vertreter-
Innen der Zivilen Vereinigung Atitlán 
eine Übereinkunft getroffen. Dieser 
wird die Veruntreuung von 2 Millionen 
Quetzales (ca. 270.000 US$) vorgewor-
fen, die sie im Zuge der Verhandlungen 
um die Finca El Jaibal erhalten hat. 
Der beigestellte Menschenrechtsbeauf-
tragte Urías B. Orozco erklärte, das Er-
gebnis des neunjährigen Kampfes der 
Gemeinde um das am Ufer des Atitlán-
see gelegene Land sei, dass der Besit-
zer der Finca El Jaibal den BäuerInnen 
drei Manzanas (ca.2 Hektar) überlassen 

habe sowie 2 Mio. Quetzal. Die Aufla-
ge sei gewesen, damit das Areal zu Be-
bauen zum Nutzen der Allgemeinheit. 
Zur Verwaltung des Geldes und zur 
Planung von Projekten sei vor drei 
Jahren die Zivile Vereinigung Atitlán 
gegründet worden. 
Die BewohnerInnen von San Jorge La 
Laguna werfen der Zivilen Vereinigung 
jedoch vor, bisher weder einen Bericht 
vorgelegt, geschweige denn entspre-
chende Projekte vorangetrieben zu ha-
ben. Sie besetzten deshalb kurzerhand 
das Gelände, um Druck auf die Zivile 
Vereinigung auszuüben und die Funk-
tionäre zum Rücktritt zu zwingen. Da-

raufhin wurde offensichtlich ein Kom-
promiss erzielt. Der derzeitige Vorsit-
zende der Zivilen Vereinigung, Pedro 
R. Pocop Coroxón, versprach, Ende 
März eine außerordentliche General-
versammlung einzuberufen. Dort solle 
ein Bericht über die bisher geleistete 
Arbeit und die geplanten Projekte vor-
gelegt und über die Verwendung der 
Gelder informiert werden. Außerdem 
solle ein neues Leitungsgremium ge-
wählt werden. Hierfür sei ein Wahl-
gremium eingerichtet worden, das sich 
aus jeweils fünf BewohnerInnen und 
fünf Mitgliedern der Zivilen Vereini-
gung zusammensetzt. 
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Attentate im Zusammenhang mit Gerardi-Prozess 
 
(Guatemala, 30.3.)  Trotz Polizeischutz 
ist auf die Richterin Iris Yasmín Bar-
rios, die Beisitzende der Gerichtskam-
mer ist, vor der der Prozess um die Er-
mordung des Bischofs Gerardi verhan-
delt wird, ein Attentat verübt worden. 
Am 21.3. gelang es Unbekannten, zwei 
Splittergranaten in den Innenhof ihres 
Hauses zu werfen. Glücklicherweise 
wurde durch die Explosion niemand 
verletzt; aber das Attentat ist ein erneu-
ter Versuch, mit dem Fall Gerardi be-
fasste RichterInnen einzuschüchtern. 
Zwei Tage später wurde auch die Präsi-
dentin des Verfassungsgerichts, Con-
chita Mazariegos, Opfer eines Atten-
tats. Nachdem Mazariegos schon tele-
fonische Morddrohungen erhalten hat-
te, schossen Unbekannte mehrmals auf 
ihr Wohnhaus, richteten dabei aber nur 
materiellen Schaden an. 
Miguel Angel Albizures von der Al-
lianz gegen die Straffreiheit sieht die 
Verantwortlichen für beide Attentate in 
Leuten, die in den Mord an Gerardi 
verwickelt sind. Er schloss auch nicht 
aus, dass Mitglieder der Armee, die in 
der Vergangenheit Menschenrechtsver-
letzungen begangen haben, durch sol-
che Aktionen das Land destabilisieren 
und das Justizwesen schwächen wollen. 
 
 

                        Deutschland 
 
(Guatemala, 26.3.)      Die Ministerin 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Heidemarie Wieczorek-Zeul hat die 
Regierung Guatemalas in einem Kom-
muniqué aufgefordert, den Schutz der 
Menschenrechte zu garantieren.   
Insbesondere solle die Regierung für 
Sicherheit sorgen und energisch gegen 
die massiv zunehmenden Verfolgungen 
und Angriffe auf  MitarbeiterInnen von 
Nichtregierungsorganisationen vorge-
hen. Guatemala solle konsequent die 
mit dem Friedensabkommen eingegan-
genen Verpflichtungen zur Wahrung 
der Menschenrechte einhalten. 
Deutschland mache seine finanzielle 
Hilfe von der Erfüllung der Abkommen 
abhängig, ergänzte sie in dem Kom-
muniqué. 
Wieczorek-Zeul, die für die Vergabe 
von Entwicklungshilfegelder zuständig 
ist, traf sich in Berlin mit der Friedens-
nobelpreisträgerin Rigoberta Menchú, 
welche an einer Veranstaltung des UN-
Kinderhilfswerks UNICEF zu "Kinder 
im Krieg“, speziell zum ‚Krieg der 

Währenddessen begann der Prozess mit 
verschiedenen Sachverständigenaussa-
gen und Gutachten. Zunächst machten 
die fünf Haupttatverdächtigen Oberst 
Byron Lima Estrada, der Priester Mario 
Orantes Nájera, der Leibwächter Obdu-
lio Villanueva, die Hausangestellte 
Margarita López und Hauptmann By-
ron Lima Oliva von ihrem Aussage-
verweigerungsrecht Gebrauch. 
Dann beschrieb ein Gutachter die ge-
nauen Todesumstände des Bischofs.  
Durch die Ergebnisse von Laborunter-
suchungen der Fingerabdrücke konnte 
eine Beteiligung von Mitgliedern der 
"Banda Valle del Sol" ausgeschlossen 
werden, die vom Oberst Lima mit dem 
Mord in Verbindung gebracht wurde. 
Dagegen ergaben die Untersuchungen 
von Blutspuren im Haus des Bischofs, 
dass sich Blut des Ermordeten an den 
Schuhen und im Zimmer des Priesters 
Orantes fand, was im Widerspruch zu 
den Behauptungen der Verteidigung 
des Priesters steht. Ein Schriftexperte 
analysierte die Handschrift von Byron 
Lima Oliva und deckte dadurch dessen 
Zeugenbestechungsversuche auf. 
Helen Mack und Fernando Penados tra-
ten als ZeugInnen auf und bestätigten 
eindeutig, dass ein Fotograf des EMP  
 
 

mischt sich ein 
 
Militärs gegen das eigene Volk von 
Guatemala’, teilnahm.  
Offenbar registriert die guatemaltek-
ische Regierung derartige Äußerungen 
als höchst unangenehm. Außenminister 
Gabriel Orellana versuchte genauere 
Informationen über Wieczorek-Zeuls 
Aussagen einzuholen und bat den Bot-
schafter Guatemalas in Berlin, zu eru-
ieren, ob diese Äußerungen eine Ein-
mischung in die inneren Angelegen-
heiten seines Landes darstellten. 
Gleichzeitig gab sein Ministerium be-
kannt, Deutschland nicht mit  seiner 
Stimme in den Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen wählen zu wollen. 
Angesichts solcher Drohungen sah sich 
der deutsche Botschafter in Guatemala, 
Walter Eickhoff genötigt, die Erklärun-
gen Wieczorek-Zeuls zu relativieren. 
Er habe in ihren Äußerungen  "keine 
Andeutungen von Bedingungen oder 
gar das Wort Bedingung gefunden“, 
erklärte er bei einem Treffen gegenüber 
Orellana. Die BRD-Hilfe läuft weiter. 

(Generalstab des Präsidenten), nämlich 
Rubén D. Morales am Tatort gewesen 
war und später Fotos veröffentlicht hat-
te, was dieser aber weit von sich wies. 
Diese Debatte führte dazu, dass sich die 
beteiligten Militärs immer mehr in 
Widersprüche verwickelten. 
Der Koordinator des Menschenrechts-
büros des Erzbischofs (ODHA), Mon-
señor Mario Enrique Ríos Montt sagte 
aus, dass die katholische Kirche unter 
Druck gesetzt wurde, falsche Aussagen 
zu machen, um damit den beschul-
digten Priester Orantes freizukaufen.  
Der Bruder des damaligen Präsidenten 
Alvaro Arzú habe ihn aufgefordert, ein 
Dokument zu unterzeichnen, in dem er 
die Regierung und Militärs frei von je-
der Schuld an der Ermordung Gerardis 
spreche; sollte er nicht unterzeichnen, 
werde Orantes im Gefängnis bleiben. 
Monseñor Montt bekräftigte, dass der 
Mord an Gerardi politisch motiviert 
gewesen sei: "Die Präsidenten in Gua-
temala kommen und gehen, aber die 
eigentliche Macht bleibt. Der Mord an 
Gerardi war technisch ausgezeichnet 
vorbereitet und exakt durchgeführt und 
ist dadurch deutlich von einem gemei-
nen Verbrechen zu unterscheiden. Es 
war ein politischer Mord." 
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Guatemalas Kaffeewirtschaft in der Krise 
 
Der Kaffeesektor, dessen Bohnen mengen- und auch wertmäßig über mehr als 100 Jahre das wichtigste landwirtschaftliche 
Exportprodukt Guatemalas waren,  durchlebt eine der schwierigsten Etappen. Die weit auseinanderklaffende Schere zwischen 
Angebot und Nachfrage auf dem Weltmarkt ist einer der Hauptgründe für den Preisverfall des Kaffees. Angesichts dieser 
Situation präsentierte die Regierung Portillo den KaffeeproduzentInnen einen Finanzhilfeplan, der diesen durch die Ausgabe 
staatlicher Schuldverschreibungen in den USA und Europa subventionierte Kredite gewähren soll. Nach Untersuchungen der 
Weltbank wird jedoch die aktuelle Preisflaute noch einige Jahre anhalten, weshalb es notwendig sei, eine andere Art von 
Agrarpolitik in die Wege zu leiten. Ein Vorschlag unter anderen, der von verschiedenen Sektoren favorisiert worden ist,  sei 
die Diversifizierung der Agrarproduktion. 
 (Der Artikel basiert auf Nachrichten von Inforpress und Centro de Estudios de Guatemala) 
 
Unbewirtschaftete Finkas 
 
Verlassene Gebäude, wenige Arbeits-
kräfte, geringe Ernte, leere Trocken-
höfe, Totenstille, das ist der vorherr-
schende Eindruck, den die Kaffee-
region von San Marcos in diesen ersten 
Monaten des Jahres 2001 bietet. 
Die seit Jahren international fallenden 
Rohkaffeepreise greifen die Wirtschaft 
der Menschen dieses hervorragenden 
Kaffeeanbaugebietes heftig und sub-
stantiell an. EinwohnerInnen erzählen, 
wie sonst immer im Februar der ver-
gangenen Jahre beobachteten, wie vie-
le, viele ArbeiterInnen die Kaffeeplan-
tagen gesäubert, gedüngt und die Wege 
fürs neue Ernten hergerichtet hätten. 
Jetzt aber prägten Angst und Unsicher-
heit die Gesichter vieler Campesin@s, 
die intensiv nach anderen Arbeitsmög-
lichkeiten suchten, um ihre Familien zu 
ernähren. 
Die Finkeros der Region, die sich für 
die größten Arbeitgeber halten, geben 
zu bedenken, dass das nur der Anfang 
der Probleme sei,  in einigen Wochen 
würde sich die Krise erst recht mani-
festieren in noch größerer Arbeitslosig-
keit und dann auch in Gewalt. 
Ungefähr 61500 KaffeeproduzentInnen 
der Region (kleine, mittlere und große 
zusammen) haben bisher ca. 11%  der 
ökonomisch aktiven Bevölkerung Ar-
beit gegeben, das entspricht ungefähr 
2,2 Millionen Personen , die damit ihr 
überwiegendes Haushaltseinkommen 
verdient haben. 
Zur Abwendung einer noch schlimme-
ren Krise fordern die Finkeros staat-
liche Unterstützung, insbesondere gün-
stige Produktionskredite. 
 
Regierung sagt Hilfe zu 
 
Der Nationale Zusammenschluss der 
KaffeeproduzentInnen (ANACAFE) 
machte im Laufe des Februars mittels 
seiner Verlautbarungen über den wirt-
schaftlichen Niedergang des Kaffee-
sektors starken Druck auf die Regie-

rung, die dann auch ein Hilfspaket 
vorstellte. 
Um 23,6% sei der Kaffee-Export von 
Guatemala, Mexiko, El Salvador, Nica-
ragua und Peru gefallen im Vergleich 
zum selben Monat des Vorjahres; auf 
59,8 $ pro Sack sei der Preis auf dem 
internationalen Markt gesunken, der 
dem Verkaufserlös des Jahres 1993 ent-
spräche; Guatemala würde dieses Jahr 
deswegen im Vergleich zum letzten ca. 
300 Mio. $ weniger an Devisen ein-
nehmen und die ANACAFE-Mitglieder 
müssten entsprechende Verluste ver-
zeichnen. 
Angesichts dieses dargestellten Infer-
nos bot die Regierung Portillo dem 
Kaffeesektor ein Hilfspaket an, das 150 
Mio. $, technische Beratung und Unter-
stützung bei der Diversifizierung der 
Produktion beinhaltet. 
In drei Paketen von jeweils 50 Mio. $ 
verschuldet sich Guatemala im Ausland 
und richtet mit diesem Geld einen 
Fonds ein beim privaten Bankensys-
tem. Ein Direktorium wird dieses Geld 
zu getreuen Händen der Kaffeeprodu-
zentInnen verwalten, die daran interes-
siert sind, einen um ca. 10% billigeren 
Kredit als auf dem normalen Kapital-
markt zu bekommen. Darüber hinaus 
begünstigt die Regierung die Um-
stellung des bisherigen Kaffeeanbaus 
auf andere landwirtschaftliche Produkte 
und gewährt dafür technische Hilfe und 
Beratung. 
 
Verteilung nach Art der Reichen 
 
Die Interessenvertretung der Kaffee-
Finkeros (ANACAFE) befand dieses 
Vorhaben als gut und schlug des weite-
ren auch die Subventionierung der Ver-
nichtung von minderwertigerem Kaffee 
vor, um das Überangebot zu reduzieren 
und den Preisverfall zu stoppen. 
Manfredo Töpke, Geschäftsführender 
Vorstand von ANACAFE, präsentierte 
nach der außerordentlichen Vollver-
sammlung des Verbandes am 28. Feb-
ruar auch gleich die Vorstellungen, wie 

die staatlichen Gelder an die Kaffee-
produzentInnen weitergegeben werden 
sollten: 
Bis zu 100 Mio. $ der neuen Staats-
anleihe sollten den Finkeros zur Ver-
fügung stehen, die mehr als 100 Quin-
tales (46 kg) Kaffee produzieren; für 
die kleineren reichten die anderen 50 
Mio. $. 
Voraussetzung für die Kreditzuteilung 
sei die Mitgliedschaft bei ANACAFE, 
die Registrierung des Eigentums als 
Kaffeeanbaufläche und deren kommer-
ziellen Bewertung. 
Im Falle, dass kein Eigentumstitel vor-
liege, könne als Ersatz die Bestätigung 
der Gemeindeverwaltung dienen; falls 
es Kooperativenland sei, müsse die Ge-
nossenschaft für den Kredit bürgen. 
Die Kreditvergabe obliege einem Gre-
mium, das sich aus VertreterInnen der 
Bank, bei der der Fonds verwaltet wer-
de, aus FunktionärInnen der Mini-
sterien für Finanzen und Landwirt-
schaft und von RepräsentantInnen von 
ANACAFE zusammensetze. 
Die Kredite sollten eine Laufzeit von 
10 Jahren haben, wobei die ersten drei 
Jahre zins- und tilgungsfrei sein sollten 
mit einem Zinssatz von nur 10% bis 
höchstens 12% p.a. (banküblicher Zins-
satz 18-25%). Die Kredite sollten keine 
Neuverschuldung für die Cafetaleros 
darstellen, sondern eher zur günstigen 
Umschuldung der bereits bestehenden 
Kredite Verwendung finden. 
Die GroßproduzentInnen sollten einen 
Kreditrahmen ausschöpfen dürfen bis 
zu 80% des Schätzwertes ihres Eigen-
tums, den anderen sollte Kredit zuge-
standen werden bis zur Höhe von 
30tausend Quetzal. 
 
Ursachen für den Niedergang 
 
Die aktuelle Krise nahm ihren Anfang 
mit dem Überangebot von ca. 5 Mio. 
Sack Kaffee auf dem Weltmarkt, das 
dadurch zustande kam, dass sich die 
Kaffeeproduktion des Hauptlieferanten 
Brasilien nach erlittenen Klimaschäden  
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wieder konsolidiert hatte und Vietnam 
als Newcomer mit einigen Millionen 
Sack auf den Weltmarkt drängte. (Die 
Weltbank und auch Kaffeekonzerne 
standen dabei Vietnam als Pate bei.) 
Nach einer Zusammenstellung von 
ANACAFE betrug die Exportquote 
Brasiliens in der letztjährigen Periode 
nur noch 21,3% des Weltmarktange-
botes (eine Reduktion um 8,3%), wo-
hingegen der „Tiger“ Vietnam von 
nahezu 0% zum zweitgrößten Anbieter 
emporgeschnellt sei mit seinen 12,3%,  
sich noch vor Kolumbien platzierte 
(9%) und Guatemala mit seinen gerade 
noch 4,9% zum mittelmäßigen Expor-
teur degradierte. 
Im Jahr 2000 war Guatemala auf dem 
Rang 6 der Weltproduktion, was den 
Cafetaleros 598 Mio. Dollar Einnah-
men bescherte. 
Nach dem Untersuchungsergebnis des 
sozial-ökonomischen Instituts der San 
Carlos Universität in Guatemala exi-
stieren aber auch interne Faktoren für 
die Verschärfung der Krise. Vor allen 
Dingen hätten die Kaffeebarone Gua-
temalas kein Augenmerk darauf gerich-
tet, modernere Technologie einzuset-
zen, um konkurrenzfähig zu bleiben. 
Rigoberto Dueñas, Funktionär der All-
gemeinenGewerkschaftszentrale Guate-
malas (CGTG) bestätigt dies: In an-
deren Ländern hätten die Finka-Ar-
beiter Motorsägen zur Verfügung, um 
Bäume oder die Kaffeesträucher zu 
fällen und auszuschneiden, hier würde 
man den Arbeitern miserable Macheten 
oder mancherorts sogar nur abgebro-
chene in die Hand drücken. 
Der Zeitungskommentator Jorge Jacobs 
kreidet den Kaffee-Plantagen-Eignern 
an, sie hätten keine Unternehmervision, 
wenn die Kaffeepreise hochgingen, 
würden sie ihre Gewinne nicht zur Ka-
pitalisierung und Diversifizierung der 
Produktion verwenden, sondern wür-
den einfach noch mehr Kaffee anbauen. 
Andererseits schiebt ANACAFE die 
Schuld für die Krise eindeutig der Poli-
tik in die Schuhe: Der Staat stelle keine 
Kredite zur Verfügung, die Zinsen sei-
en zu hoch und vor allem seien die 
einschlägigen Regierungsdekrete dafür 
verantwortlich, die den landwirtschaft-
lichen Mindestlohn um 46% angehoben 
hätten.  
 
Niedriges Lohnniveau, 
Arbeitslosigkeit, Migration 
 
Aufgrund der Krise in der Kaffee-
wirtschaft strömen Tausende Arbeit 

__________________________ 
 
suchende nach Mexiko. Nach den Neu-
jahrs- und Dreikönigsfesttagen haben 
nach Angaben der örtlichen Migrati-
onsbehörde von El Carmen mindestens 
5000 TagelöhnerInnen die Grenze 
passiert. Hunderte von Männern, Frau-
en und Kindern harrten meist unter 
freiem Himmel aus, nachdem sie zig-
kilometerlange Fußmärsche hinter sich 
gebracht hätten, in der Hoffnung da-
rauf, dass sie frühmorgens ein mexi-
kanischer  Arbeitsvermittler verdinge. 
Jorge Masilla, Verwalter der Finka 
Nuevo Mundo in Malacatán, Depto. 
San Marcos, bestätigte, dass er kürzlich 
50 seiner ständigen Arbeiter entlassen 
musste und sehe aufgrund des finan-
ziellen Engpasses kaum eine Möglich-
keit, saisonale ArbeiterInnen zu be-
schäftigen. Genauso äußerte sich der 
Arbeitsvermittler Daniel López Gab-
riel, dass er wohl niemanden von den 
sonst 6000 KaffeepflückerInnen unter-
bringen könne, die nach Malacatán 
strömen. Der Gewerkschafter Dueñas 
weist darauf hin, dass die niedrigen 
Löhne auch der Grund der Migrations-
welle ins Nachbarland seien. Das sei 
nichts Neues, schon ungefähr zehn Jah-
re lang sei das so, dass die landwirt-
schaftlichen WanderarbeiterInnen nach 
Tapachula, Mexiko, ziehen. Seit der 
Mindestlohn damals von sieben auf 
zehn Quetzal erhöht worden sei, und 
die Cafetaleros diesen nicht auszahlten, 
oftmals erst auf arbeitsgerichtlichen 
Druck. In Mexiko bekäme man dage-
gen im Tagesdurchschnitt 28 bis 30 
Quetzal bezahlt. Er könne sich nicht 
erklären, weshalb in Mexiko für einen 
Quintal geernteter Kaffeekirschen 30 
Quetzal bezahlt werde, in Costa Rica 
sogar 40 Quetzal, und hier gerade ein-
mal 25. Die guatemaltekischen Cafeta-
leros hätten keine Verluste erlitten, 
sondern lediglich sei ihr Gewinn ge-
schmälert worden. 
Nach Untersuchungen von Campesi-
n@-Organisationen werde auf vielen 
Plantagen nicht der heute gesetzliche 
Mindestlohn bezahlt oder umgangen; 
das Tagesleistungssoll werde hochge-
schraubt, ohne die Bezahlung zu erhö-
hen. So werde z.B. auf für eine Tonne 
geschnittenen Zuckerrohrs nur sechs 
bis sieben Quetzal angerechnet. 
In der Presseverlautbarung von ANA-
CAFE vom 3.12.2000 ist zu lesen, dass 
die Herstellungskosten von einem 
Quintal Café Pergamino (getrocknete 
Kaffeebohnen) im Verlauf des Jahres 
von 625.- Quetzal auf 703.- Quetzal 
gestiegen seien. Fünf Quintales Kaffee-
kirschen ergäben einen Quintal Café  
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Pergamino; dafür müssten 125.- Quet-
zal Pflücklohn und weitere 125.- Quet-
zal für andere Arbeiten (Pflege der 
Plantagen und Weiterverarbeitung der 
Kirsche) ausgegeben werden. 
Die Antwort auf die Frage, wie sich die 
restlichen Produktionskosten von 453.- 
Quetzal zusammensetzen, abgesehen 
von den Lohnkosten,  blieb ANACAFE 
schuldig. Dagegen meint Dueñas vom 
Gewerkschaftsverband CGTG, dass die 
Cafetaleros nicht nur die Kreditkosten, 
falls sie Geld aufgenommen hätten, 
einrechnen würden, sondern auch sämt-
liche Kosten des kompletten und groß-
zügigen Automobilparks der jeweiligen 
Großgrundbesitzerfamilie. Mittels der-
artigen Kalkulationen würden die Ge-
winne minimiert werden, was dann 
wieder als Rechtfertigung  herangezo-
gen würde, dass sie nicht in der Lage 
seien, bessere Löhne zu bezahlen oder 
gar noch Steuern. 
 
Angedachte Problemlösungen 
 
Die Interessensverbände der Cafetale-
ros und somit auch Regierungsstellen 
schlagen vor, den Anbau von quali-
tativem Hochlandkaffee zu fördern und 
dagegen die niederer gelegenen Kaffee-
plantagen umzustellen auf rentablere 
Produkte; insbesondere ist an Kaut-
schuk und Zuckerrohr gedacht. 
Dabei sollte allerdings in Betracht ge-
zogen werden, dass die Weltmarktprei-
se auch dieser Produkte seit Jahren ten-
denziell fallen. Ein Blick auf die Devi-
seneinnahmen bestätigt dies: Nach 
knapp 600 Mio. $ im Jahr 2000 für den 
Export von Kaffee erwartet Guatemala 
für 2001 nur noch  ca. 250 Mio. $. Der 
Tourismus sei mit seinen 707 Mio. $ an 
die zweite Stelle als Devisenbringer 
getreten nach den nicht-traditionellen 
Exportgütern, die mit ihren 1410 Mio. 
$ Umsatz an erster Stelle stünden. 
Auch die bisherigen Exportstandbeine 
Zucker und Bananen gehen kontinu-
ierlich in die Knie. 
Seitens Herrn Töpke von ANACAFE 
sei ins Auge gefasst, neue Märkte für 
den besten Kaffee der Welt zu finden 
(bisher gehen 48% in die USA, 14% 
nach Deutschland, 9% nach Japan) und 
für Gourmet-Kaffee zu werben, auch 
auf dem nationalen Markt.  
Die Kammer der UnternehmerInnen für 
nicht-traditionelle landwirtschaftliche 
Exportprodukte (AGEXPRONT) 
kommt in Zusammenarbeit mit der 
Interamerikanischen Entwicklungsbank 
(BID) nach Untersuchungen zu dem 
Schluss, Guatemala könne sich rentabel  
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verlegen auf den Anbau von vielerlei 
Zierpflanzen und bereits bekannten und 
exotischen Früchten, auch die indu-
strielle Verarbeitung von Lebensmitteln 
wie Artischockenherzen, Sahne, Likö-
re, Kakao-Pulver und Nüsse böte sich 
an. Dafür stünde ein Förderungspro-
gramm mit 2,5 Mio. $ zur Verfügung. 
Daniel Pascual, Sprecher der Natio-
nalen Koordination der Campesin@-
Organisationen (CNOC) bringt in die-
sem Zusammenhang auch die öko-
logische, organische Anbauweise ins 
Gespräch. 
Nach der Untersuchung von IPES 
(Institut für politische, soziale und öko-
nomische Studien) seien von der aktu-
ellen Krise drei Viertel der kleinen 
KaffeebäuerInnen in ihrer Existenz be-
droht. Sie könnten nicht von heute auf 
morgen ihre Produktion umstellen, sie 
lebten mehr oder weniger von der Hand 
in den Mund und bräuchten finanzielle 
Soforthilfen. 
(Der Mehrzahl der Kaffee-Arbeiter-
Innen bleibt indes nur: „Abwarten und 
Kaffeetrinken.“ Letzteres gilt aller-
dings mehr für die hiesigen Konsumen-
tInnen, meint der Übersetzer.) 
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Hausangestellte              
fordern Gleichstellung 
 
(Guatemala, 13.3.)   Imelda Hernández, 
Leiterin des Unterstützungszentrums 
für Hausangestellte (CENTRACAP) 
verlangte für die nächsten Tage eine 
Audienz beim Arbeitsminister Juan 
Francisco Alfaro mit dem Ziel, dass die 
Arbeitsgesetze möglichst schnell dahin-
gehend verändert werden, dass die in 
Privathaushalten Beschäftigten gleiches 
Recht vor dem Gesetz hätten wie alle 
anderen ArbeiterInnen. 
Die Hausangestellten, meistens Mäd-
chen und Frauen, seien mehrfach dis-
kriminiert, nicht nur durch die Ge-
sellschaft, sondern auch im Arbeits-
recht. Für sie seien per Gesetz bisher 
keinerlei Extrazahlungen, Versicher-
ungsschutz und andere Vergünsti-
gungen vorgesehen, was jeder anderen 
ArbeiterIn zustehe. 
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    Bananengewerkschafter 
 
(Guatemala, 26. März)    Die Flucht ins 
Exil von fünf ehemaligen Leitungsmit-
gliedern der Gewerkschaft der Bana-
nenarbeiterInnen (SITRABI) in der 
Provinz Izabal legt die Schwäche des 
guatemaltekischen Rechtsstaates offen. 
Aufgrund des von einem Gericht in 
Puerto Barrios gefällten Urteils gegen 
22 Händler der Bananenregion, die 
SITRABI-Mitglieder entführt und ge-
nötigt hatten, fürchten die Gewerk-
schafter nun um ihr Leben. 
Die Unternehmer sind zwar zu dreiein-
halb Jahren Gefängnis verurteilt wor-
den, können jedoch gegen Hinterlegung 
einer Kaution jederzeit freikommen. 
Das Urteil ist ohnehin nur deshalb zu-
stande gekommen, weil Anfang März 
im Bericht einer US-amerikanischen 
Regierungskommission die weitere Ge-
währung von Zollpräferenzen für gua-
temaltekische Handelsware von Ver-
besserungen in der Arbeitsgesetzge-
bung abhängig gemacht worden ist. 
Verschiedene Gewerkschaftsführer be-
dauerten das Exil ihrer Kollegen und 
erklärten, dass dies einem Rückfall in 
die siebziger und achtziger Jahre 
gleichkäme, als die Gewerkschaften 
unablässig von Regierung und Unter-
nehmern bedroht wurden und Tausende 
von aktiven GewerkschafterInnen ent-
weder verschwunden oder ermordet 
worden seien oder das Land hätten ver-
lassen müssen. Sie forderten die Re-
gierung auf, endlich dafür Sorge zu tra-
gen, dass die Unternehmer, die täglich 
die Arbeitsrechte verletzten, tatsächlich 
bestraft würden. Die von der FRG-Re-
gierung geplanten Änderungen in der 
Arbeitsgesetzgebung, bezeichneten sie 
als Farce, da ihre Durchsetzung nicht 
garantiert werde. Schließlich forderten 
sie alle aktiven GewerkschafterInnen 
Guatemalas auf, sich ein Beispiel an 
ihren lateinamerikanischen KollegIn-
nen zu nehmen, die ihre Regierungen 
mittels massiver Proteste erfolgreich 
unter Druck gesetzt hätten, sich für den 
Schutz der Arbeitsrechte einzusetzen. 
Eine US-amerikanische Delegation un-
ter dem Vorsitz der Handelskammer 
der USA, weilte Anfang März in Gua-
temala und beschäftigte sich vor allem 
mit den Arbeitskonflikten an der Atlan-
tikküste. Die Delegation hatte die Ent-
lassung von 900 ArbeiterInnen des Un-
ternehmens BANDEGUA kritisiert, Si-
cherheitsgarantien für Gewerkschafter-
Innen gefordert, die im Zuge der 
Arbeitskonflikte im vergangenen Jahr 
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müssen ins Exil 
 
angegriffen worden waren, und die 
Verurteilung der verantwortlichen Un-
ternehmer verlangt. Die Delegation hat-
te Fortschritte in der Arbeitsgesetz-
gebung – insbesondere bei der Recht-
sprechung und den Arbeitsschutzge-
setzen - zur Bedingung dafür gemacht, 
dass die USA und die Länder der Ini-
tiative des Karibischen Beckens (ICC) 
Guatemala weiterhin Zollpräferenzen 
u.a. für Agrarprodukte einräumt. US-
amerikanische und kanadische Men-
schenrechtsgruppen hatten vor Antritt 
der Delegationsreise gefordert, Guate-
malas Zollpräferenzen zu suspendieren. 
Das Urteil gegen die 22 Unternehmer 
der „Bananen-Republik“ wurde kurze 
Zeit nach Erscheinen des Berichtes der 
US-Delegation gefällt. Marel Martínez, 
der ehemalige Generalsekretär der 
Gewerkschaft SITRABI, der im Okto-
ber von den Unternehmern gekidnappt 
und gezwungen worden war, seine 
Rücktrittserklärung zu unterzeichnen, 
erklärte, dass das Urteil lediglich dazu 
diene, der internationalen Öffentlich-
keit das Funktionieren der guatemalte-
kischen Justiz vorzuführen, aber nicht, 
um die Delikte ernsthaft zu ahnden. 
Enrique Villeda, ein weiteres betrof-
fenes ehemaliges Leitungsmitglied von 
SITRABI, sagte, dass der gefällte Rich-
terspruch ihr Todesurteil bedeute. Des-
halb bliebe ihnen nur der Weg ins Exil. 
Martínez und Villeda verließen zusam-
men mit drei weiteren Kollegen am 24. 
März Guatemala in Richtung USA. 
Einige der Verletzungen des Arbeits-
rechtes wurden mittlerweile bei der 
Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) angezeigt. Der Arbeitsminister 
Juan F. Alfaro Mijangos gab außerdem 
für April den Besuch einer ILO-
Delegation bekannt. Regierung und 
Unternehmerverband CACIF versu-
chen unterdessen, die Bedrohung abzu-
wenden, aus dem Zollpräferenzsystem 
der ICC herauszufallen, und haben den 
seit drei Monaten unterbrochenen Dia-
log  wieder aufgenommen. Der CACIF 
erklärte, seine Mitglieder seien an der 
Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
Innen interessiert. 
Ein Verlust der Zollpräferenzen hätte 
weitreichende Konsequenzen für Gua-
temalas Unternehmerschaft, denn da-
von wären nicht nur Agrarprodukte 
betroffen, sondern auch Textilwaren 
der Maquila-Industrie und weitere 
nicht-traditionelle Exportprodukte. 


